
Sparkassengesetz Nordrhein-
Westfalen

Hamdan / Landscheidt

2024
ISBN 978-3-406-81745-8
C.H.BECK

schnell und portofrei erhältlich bei 
beck-shop.de

Die Online-Fachbuchhandlung beck-shop.de steht für Kompetenz aus Tradition.
Sie gründet auf über 250 Jahre juristische Fachbuch-Erfahrung durch die Verlage
C.H.BECK und Franz Vahlen.
beck-shop.de hält Fachinformationen in allen gängigen Medienformaten bereit:
über 12 Millionen Bücher, eBooks, Loseblattwerke, Zeitschriften, DVDs, Online-
Datenbanken und Seminare. Besonders geschätzt wird beck-shop.de für sein

https://www.beck-shop.de/hamdan-landscheidt-sparkassengesetz-nordrhein-westfalen/product/36686440?utm_source=pdf&utm_medium=clickthru_ihv&utm_campaign=pdf_36686440&em_src=cp&em_cmp=pdf/36686440
https://www.beck-shop.de/?utm_source=pdf&utm_medium=clickthru_ihv&utm_campaign=pdf_36686440&em_src=cp&em_cmp=pdf/36686440


umfassendes Spezialsortiment im Bereich Recht, Steuern und Wirtschaft mit rund
700.000 lieferbaren Fachbuchtiteln.



  

   

Hamdan/Landscheidt 
Sparkassengesetz Nordrhein-Westfalen 

     
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



  

   

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



  

   

Sparkassengesetz  
Nordrhein-Westfalen 

 
 

Kommentar 
 
 
 
 

Herausgegeben von 
 

Dr. Marwan Hamdan 
Rechtsanwalt und Professor an der Hochschule  

für Finanzwirtschaft & Management, Bonn 
 

Dr. Christoph Landscheidt 
Bürgermeister und Honorarprofessor an der Hochschule  

für Finanzwirtschaft & Management, Bonn 
 
 

Bearbeitet von 
 

den Herausgebern und Martin Fischer-Appelt, Simone Goletzko,  
Dr. Alexander Jochum, Prof. Dr. Binke Hamdan, Prof. Dr. Thomas Köster,  

Prof. Dr. Hans-Gert Vogel, Michael Weis, Dr. Gerald Zimmer 
 
 

2024 
 
 
 
 

 
 
 
 
 

 



  

   

Zitiervorschlag:  
Hamdan/Landscheidt/Bearbeiter, SpkG NRW, § 5 Rn. 7 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

beck.de 
 
 

ISBN 978 3 406 81745 8 
 

© 2024 Verlag C.H.Beck oHG 
Wilhelmstraße 9, 80801 München 

Druck und Bindung: Beltz Grafische Betriebe GmbH 
Am Fliegerhorst 8, 99947 Bad Langensalza 

 
Satz: jürgen ullrich typosatz, Nördlingen 

Umschlag: Druckerei C.H.Beck Nördlingen 
 

 
chbeck.de/nachhaltig 

 
Gedruckt auf säurefreiem, alterungsbeständigem Papier 

(hergestellt aus chlorfrei gebleichtem Zellstoff) 
 

Alle urheberrechtlichen Nutzungsrechte bleiben vorbehalten.  
Der Verlag behält sich auch das Recht vor, Vervielfältigungen dieses Werkes  

zum Zwecke des Text and Data Mining vorzunehmen. 



 Vorwort 

  V 

    Vorwort   
 

Vorwort 
 
 

Mit einer Bilanzsumme von 356,4 Milliarden Euro, mit über 2.072 Geschäfts-
stellen und 9,2 Millionen Girokonten sind die 74 Sparkassen (Stand 1.12.2023) des 
größten Bundeslandes NRW nicht nur Marktführer auf dem Finanzdienstleistungs-
sektor. In keinem anderen Bundesland gibt es eine vergleichbare Bandbreite, was 
die Größe der Institute angeht (0,347–30,127 Milliarden Euro Bilanzsumme). Mit 
46.302 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern stellen die nordrhein-westfälischen 
Sparkassen fast ein Viertel aller in Deutschland arbeitenden Sparkassenangestell- 
ten.  

Gesetzliche Grundlage ihrer Arbeit ist das Sparkassengesetz vom 18.11.2008. Das 
Gesetz hat seit seinem Inkrafttreten einige Änderungen erfahren, u.a. durch das 
Transparenzgesetz vom 17.12.2009 und die Änderungen vom 16.7.2013, die u.a. 
die Möglichkeit der Verbändefusion vorsieht. Deutlich stärker als landesgesetzliche 
Regelungen verändern allerdings Bundesgesetze (wie etwa das Gesetz zur Stärkung 
der nichtfinanziellen Berichterstattung der Unternehmen in ihren Lage- und Kon-
zernlageberichten, CSR-Richtlinie-Umsetzungsgesetz vom 11.4.2017, in Kraft ge-
treten am 1.1.2019) und erst recht europarechtlich initiierte Vorgaben der Banken-
aufsicht die rechtlichen Rahmenbedingungen der Sparkassen. Von Letzteren wird 
nicht selten die Rolle der öffentlichen Sparkassen mit ihrem gesetzlichen Auftrag 
zur Gemeinwohlverpflichtung und die daraus resultierenden Besonderheiten des 
Geschäftsmodells ignoriert oder bewusst in Frage gestellt. Dies gilt etwa für die 
Leitlinienvorschläge der EBA und EZB auf dem Gebiet der Corporate Governance 
Anforderungen an Mitglieder von Aufsichtsorganen in Finanzinstituten, wonach für 
Politiker und staatliche Vertreter in Aufsichtsorganen von Banken und Sparkassen 
die Vermutung eines per se bestehenden generellen Interessenkonfliktes gelten soll. 
Diese – auch in vielen anderen europarechtlichen Vorgaben zum Ausdruck kom-
mende, grundsätzlich kritische – Sichtweise gegenüber der öffentlich-rechtli- 
chen Organisation der Sparkassen ist mit dem Grundverständnis, dass Sparkassen 
nach Art. 78 Abs. 1 LVerf (Art. 28 Abs. 2 GG) zur verfassungsrechtlich gewährleiste-
ten kommunalen Selbstverwaltung gehören und mithin der Betrieb von Sparkassen 
eine wichtige durch diese Verfassungsgarantie abgesicherte Betätigung der Gemein-
den darstellt (VerfGH Münster, Sparkasse 1980, 270), in keiner Weise vereinbar.  

Tatsächlich stellt das besondere Geschäftsmodell der Sparkassen den juristischen 
Praktiker in vielfältiger Weise vor Herausforderungen. Da ist auf der einen Seite  
die öffentlich-rechtliche Organisationsform mit dem gesetzlichen Auftrag zur Ge-
meinwohlverpflichtung, die mit der Marktführerschaft im privatwirtschaftlichen 
Bankenwettbewerb in Konflikt geraten kann. Da ist auf der anderen Seite die Bin-
nenorganisation der Institute mit einer Governance, die eine in dieser Form einma-
lige, besondere Kooperation zwischen dem durch das politische Mandat geprägten 
Aufsichtsorgan und der professionell-kaufmännischen Geschäftsführung verlangt. 
Zweifellos können sich auch daraus in der Praxis vielfältige Konflikte ergeben. Wer 
bei der Suche nach der Lösung solcher Konflikte freilich nach gerichtlichen Ent-
scheidungen oder gar nach einer höchstrichterlichen Entscheidung sucht, wird sel-
ten fündig. Die öffentliche Austragung solcher Konflikte liegt in der Regel nicht im 
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Interesse der Beteiligten. Umso wichtiger sind die breit angelegte juristische Beglei-
tung und kompetente Beratung der Akteure durch erfahrene Praktiker. 

Dies ist die Idee und Motivation für die Herausgabe der vorliegenden Kommen-
tierung. Insgesamt zehn Autoren, allesamt erfahrene Praktiker und Wissenschaftler, 
die sich seit vielen Jahren mit dem Sparkassenrecht beschäftigen, haben sich zur 
Kommentierung der Vorschriften ihres jeweiligen Spezialgebietes zusammengefun-
den und so einen in dieser Form bisher nicht verfügbaren, praktischen Handkom-
mentar vorgelegt, der alle Fragen der Anwendung des Sparkassengesetzes wissen-
schaftlich fundiert und praxisgerecht erörtert. 

Kurz vor Redaktionsschluss wurde bekannt, dass die Landesregierung eine Re-
form des Sparkassenrechts beabsichtigt (Entwurf eines Gesetzes zur Modernisie-
rung des Sparkassenrechts und zur Änderung weiterer Gesetze v. 19.3.2024, LT-
Drs. NRW 18/2407), welche nach den parlamentarischen Beratungen voraussicht-
lich im Herbst dieses Jahres verabschiedet werden könnte. 

Nach dem derzeit vorliegenden Gesetzesentwurf werden die erforderlichen Re-
gelungen für eine Modernisierung der Vorschriften zum Verwaltungsrat geschaffen. 
Aufgrund der zunehmenden Bedeutung der bankenaufsichtlichen Themen und der 
immer komplexer werdenden KWG- und EU-Regulatorik übernehmen auch die 
Verwaltungsratsmitglieder mehr Verantwortung.  
– Durch den frühzeitigen Versand von Beratungsunterlagen als Regelfall, die Zu-

leitung auch vertraulicher Vorlagen und Niederschiften an die Verwaltungsrats-
mitglieder (§ 16 Abs. 2 SpkG NRW nF) sowie die Schaffung der Möglichkeit, 
Verwaltungsratssitzungen ausnahmsweise bei Bedarf auch ohne Anwesenheit des 
Vorstandes durchzuführen (§ 10 Abs. 3 SpkG NRW nF), werden die Kompeten-
zen der Verwaltungsratsmitglieder gestärkt, die Aufgabenerfüllung des Verwal-
tungsrates erleichtert und der Informationsfluss zwischen Vorstand und Verwal-
tungsrat verbessert.  

– Des Weiteren wird die politische Abstimmung bei Fusionsverhandlungen zwi-
schen den Trägern dadurch erleichtert, dass bei Zweckverbandssparkassen mehr 
als zwei Stellvertretungen im Verwaltungsratsvorsitz zugelassen werden (§ 11 Abs. 
2 SpkG NRW nF) sowie der Vorsitz und die Stellvertretungen jeweils einmal in 
der Amtszeit in zwei Wahlperioden nach der Fusion gewechselt werden können 
(§ 28 Abs.1 SpkG NRW nF). 

– Der Gesetzentwurf enthält die klarstellende Regelung, dass die Verwaltungsrats-
mitgliedschaft eines Mitglieds entfällt, wenn die Wählbarkeitsvoraussetzungen 
nicht mehr vorliegen (§ 12 Abs. 1 SpkG NRW nF).  

– Die während der Covid19-Pandemie geübte Praxis, Sitzungen in digitaler Form 
mit Ton-Bild-Übertragung durchzuführen, soll den Gremien in Ausnahmefällen 
weiterhin zur Verfügung stehen. Dies wird gesetzlich geregelt (§ 16 Abs. 1a und b 
SpkG NRW nF).  

– Der Gesetzentwurf regelt, dass die Zweckverbandssatzung vorsehen kann, dass 
Vorschriften des Gesetzes über die kommunale Gemeinschaftsarbeit bezüglich 
der Haushaltswirtschaft und Prüfung keine Anwendung finden (§ 27 Abs.7 SpkG 
NRW nF). 

– Der Gesetzentwurf enthält ferner die ausdrückliche Verpflichtung der Sparkassen 
zur Orientierung am Prinzip der Nachhaltigkeit (§ 2 Abs. 5 SpkG NRW nF).  

– Mit dem Gesetzentwurf zur Änderung des Gesetzes zur Errichtung eines Fonds 
für die Beteiligung des Landes Nordrhein-Westfalen an den finanziellen Lasten 
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des Finanzmarktstabilisierungsfonds des Bundes und des Gesetzes zur Errichtung 
eines Fonds für eine Inanspruchnahme des Landes Nordrhein-Westfalen aus der 
im Zusammenhang mit der Risikoabschirmung zugunsten der WestLB AG er-
klärten Garantie wird im Wesentlichen eine wechselseitige Zweckerweiterung 
dahingehend vorgesehen, dass die in dem jeweiligen Sondervermögen angesam-
melten Mittel auch für Zwecke des jeweils anderen Sondervermögens genutzt 
werden dürfen (§ 34 SpkG NRW nF). Hierdurch wird dem Land Nordrhein-
Westfalen eine größere Flexibilität ermöglicht, den jeweiligen Verpflichtungen 
unter Verwendung angesammelter Mittel nachzukommen.  

– Überdies werden sonst gebotene, vorrangig redaktionelle Anpassungen vorge-
nommen.  

– Schließlich sieht der Gesetzentwurf die Änderung des Informationsfreiheitsgeset-
zes Nordrhein-Westfalen (IFG NRW) dahingehend vor, dass zum Schutz der 
Daten der Kundinnen und Kunden sowie zur Vermeidung von möglichen (Ver-
trauens-)Schäden für öffentlich-rechtliche Kreditinstitute kundenbezogene Da-
ten bei öffentlich-rechtlichen Kreditinstituten vom Anwendungsbereich des IFG 
NRW ausgenommen werden sollen (§ 2 Abs. 4 IFG NRW nF). 
Die beabsichtigten Änderungen werden, soweit erforderlich, bei den einzelnen 

Vorschriften erläutert. 
 
Wachtberg/Kamp-Lintfort, Mai 2024 Marwan Hamdan 
 Christoph Landscheidt 
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